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1. Gleichheit und Gerechtigkeit 
im sowjetischen Gesellschaftsentwurf

In der Sowjetunion gab es zu keiner Zeit den Anspruch, soziale Gleichheit her-
zustellen. Selbst im Credo „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen
Bedürfnissen“ steckte kein Egalitarismus, sondern die Betonung der Unter-
schiedlichkeit aller Menschen. Umso mehr galt dies für die Umdeutung dieses
Satzes in den 1920er-Jahren zu „Jedem nach seiner Leistung“ bzw. dem radika-
len „Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen“.1 Für die Übergangszeit bis zur
Schaffung einer kommunistischen Gesellschaft bekam bei der Verteilung von
Gütern nicht das Prinzip des Bedürfnisses erste Priorität, sondern das der Leis-
tung. Gleichzeitig bezog die kommunistische Utopie einen Teil ihrer Anziehungs-
kraft jedoch aus dem Versprechen, eine gerechte Gesellschaft zu erbauen, in
der alle Menschen über die gleichen Rechte und gleichen Möglichkeiten verfü-
gen würden. Insofern bestand von Beginn an ein Spannungsverhältnis zwischen
dem allgemeinen Gleichheitspostulat und dem Leistungsprinzip. Das bestätigte
nochmals die Verfassung von 1977, die beide Prinzipien betonte und jedem ei-
nen absoluten Stellenwert zuordnete.2

1 Dieser Satz, der Plakate und sogar Geschirr zierte, hat seinen Ursprung in der Bibel, wurde aber
in der frühen Sowjetunion durch Lenin populär gemacht. Er stand in der sowjetischen Verfas-
sung von 1936 im ersten Kapitel über die „gesellschaftliche Ordnung“ (dort Art. 10) und eben-
falls noch im „Kodex des Erbauers des Kommunismus“ von 1961 (Punkt 5). Vgl. die Verfassung
von 1936: <http://constitution.garant.ru/history/ussr-rsfsr/1936/red_1936/3958676/chapter/1/#1100>;
der „moralische Kodex“ als Teil des III. Parteiprogramms der KPdSU: <http://leftinmsu.narod.ru/
polit_files/books/III_program_KPSS_files/116.htm#1>. Zur Idee der Gerechtigkeit im kommunis-
tischen Denken vgl. Ralf Dahrendorf, Marx in Perspektive. Die Idee des Gerechten im Denken von
Karl Marx, Hannover 1952; Gerd Koenen, Gerechtigkeitsvorstellungen im Marxismus und Bol-
schewismus, unveröffentlichter Vortrag auf der Konferenz „Kulturen der Gerechtigkeit in Russ-
land“, Bochum 2011.

2 Vgl. Georg Brunner/Boris Meissner (Hg.), Verfassungen der kommunistischen Staaten, Pader-
born 1980. Die sozialen Rechte und Pflichten des Bürgers waren in Kapitel 7 der Verfassung von
1977 kodifiziert. Die Verpflichtung zu gewissenhafter Arbeit und nützlicher gesellschaftlicher
Tätigkeit wurde in Artikel 60 festgelegt. Vgl. <http://constitution.garant.ru/history/ussr-rsfsr/
1977/red_1977/5478732/chapter/7/>.
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Dieses Spannungsverhältnis öffnete Raum für das Gespräch über Ungleich-
heit (neravenstvo) und Ungerechtigkeit (nespravedlivost‘), wobei letztere als Be-
griff im offiziellen Diskurs über die soziale Situation im Land nicht vorkam.
Ungerechtigkeit galt als ein Zustand der kapitalistischen Gesellschaftsordnung,
hervorgerufen durch den Besitz der herrschenden Klasse an den Produktions-
mitteln. Alle sozialen Zugeständnisse, die in den kapitalistischen Staaten ge-
macht wurden, konnten von einem strengen kommunistischen Standpunkt
aus an der grundsätzlich ungerechten Situation nichts ändern. Sozialstaatliche
Maßnahmen wurden als Camouflage kritisiert, verdeckten sie doch das Aus-
beuterische des kapitalistischen Systems und stabilisierten es zumindest vor-
läufig. In der Sowjetunion dagegen habe die Oktoberrevolution mit der Verstaat-
lichung der Produktionsmittel eine völlig andere Eigentums- und Herrschafts-
ordnung hervorgebracht, in der die Gründe für Ungerechtigkeit beseitigt sei-
en. Der Anspruch, die Grundlagen für eine gerechte Ordnung gelegt zu haben,
war umfassend und betraf alle Bereiche der Gerechtigkeit.3 Insbesondere be-
stand der Anspruch, die politische Gerechtigkeit, also die Legitimation von
Herrschaft, ihre Begrenzung und Kontrolle, durch die Volksherrschaft und die
Führungsrolle der Partei gewährleistet zu haben. Die politische Gerechtigkeit
stand damit nicht mehr zur Debatte, zumal für diesen Bereich unanfechtbar
das Gleichheitsprinzip galt.

Für die soziale Gerechtigkeit dagegen sah die Situation anders aus, denn
wegen des Mangels an vielen lebensnotwendigen Gütern musste die Frage ih-
rer Verteilung ständig aufs Neue beantwortet werden. Für den Gesellschafts-
entwurf stellte soziale Ungleichheit kein prinzipielles Problem dar. Sie ließ sich
einerseits mit dem Übergangsstatus der sozialistischen Ordnung erklären, in
der noch kein Überfluss an Gütern herrschte, andererseits entstand sie zwangs-
läufig aus dem grundlegenden Ansatz, dass Arbeit und Leistung des Einzelnen
eine entsprechende Entlohnung nach sich zögen. Ungleichheit war auch ein
Thema der sowjetischen Soziologie, denn die Analysen unterschiedlicher Le-

3 In philosophischen Abhandlungen zur Gerechtigkeit werden seit Platon und Aristoteles Versu-
che vorgenommen, den Begriff Gerechtigkeit fassbar zu machen, indem zwischen Teilgerechtig-
keiten unterschieden wird. Bis heute folgen alle Theoretiker der Gerechtigkeit diesem Ansatz,
verwenden aber gleichlautende Begriffe häufig unterschiedlich. Hier wird eine pragmatische
und grobe Einteilung gewählt, indem die Gerechtigkeit nach den sozialen Zusammenhängen ge-
ordnet wird, in denen sie zum Einsatz kommt. Geht es um Herrschaftsverhältnisse, ist die Rede
von politischer Gerechtigkeit; geht es um die Verteilung und um den Zugang zu Ressourcen,
wird der Begriff soziale Gerechtigkeit verwendet. In jeder dieser Teilgerechtigkeiten gelten be-
sondere Regeln, wie beispielsweise das Recht auf Mitsprache oder die Gleichheit vor Gericht für
die politische Gerechtigkeit, die Tausch- und Verteilungs- oder ausgleichende Gerechtigkeit für
die soziale Gerechtigkeit. Vgl. Otfried Höffe, Gerechtigkeit. Eine philosophische Einführung, 4. Aufl.
München 2010; Thomas Ebert, Soziale Gerechtigkeit. Ideen, Geschichte, Kontroversen, Bonn 2010;
Elisabeth Holzleithner, Gerechtigkeit, Wien 2009; Fritz Loos/Hans-Ludwig Schreiber, Art. „Recht,
Gerechtigkeit“, in: Otto Brunner/Werner Conze/Reinhart Koselleck (Hg.), Geschichtliche Grund-
begriffe, Bd. 5, Stuttgart 1984, S. 231-311.
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bensstandards und Gehaltsniveaus gaben Aufschluss über die Stratifikation
der Gesellschaft und ihre Entwicklung auf dem Weg hin zu einer klassenlosen
Gesellschaft. Problematisch für die Legitimation der Ordnung dagegen wurde
ein ungleicher Zustand erst dann, wenn er als zu ungerecht empfunden und als
solcher auch thematisiert wurde. Für diese Befunde jedoch entwickelte die
quantitative Soziologie keine Ansätze. Versuche einer kritischen Interpretation
von Untersuchungsergebnissen wurden gezielt unterbunden. Daraus erklärt
sich, dass es in der Sowjetunion zwar Debatten über Ungleichheit gab, dass der
Begriff „Gerechtigkeit“ dabei aber nicht auftauchte und die grundsätzliche Ge-
rechtigkeit der Ordnung schon gar nicht in Frage gestellt werden durfte.4

Untersuchungen zur Ungleichheit, seien sie zeitgenössisch soziologische oder
rückblickend historische, leisten einen wichtigen Beitrag zur Beurteilung einer
gesellschaftlichen Situation. Es stellt sich aber die Frage, mit welchem Maßstab
die gewonnenen Ergebnisse gewertet werden können. Letztlich steht hinter der
Frage nach Gleichheit und Ungleichheit die Frage nach dem gerechten, guten,
richtigen Zustand einer sozialen Ordnung und damit nach ihrer Stabilität so-
wie nach der Zustimmung, die sie von ihren Bürgern erfährt. Die Feststellung
jedoch, dass beispielsweise die Mindest- und Höchstlöhne in einem bestimm-
ten Verhältnis zueinander stehen, oder dass eine genau bezifferte Prozentzahl
von Bürgern unter der (wie auch immer definierten) Armutsgrenze lebt, sagt
etwas über die Verteilung von Eigentum in der Gesellschaft aus, jedoch wenig
über die Akzeptanz dieser Situation. Hilfreicher ist die Annahme, dass Ungleich-
heit kaum problematisch ist, solange die Bürger sie mehrheitlich als gerecht-
fertigt empfinden. Dies ist gegeben, wenn einerseits grundsätzliche Gleich-
heitsprinzipien berücksichtigt sind und andererseits Verteilung auf eine Weise
geregelt ist, dass sie den Anstrengungen des Einzelnen gerecht wird und gleich-
zeitig die Kluft zwischen den Lebensverhältnissen und Lebenschancen nicht zu
groß werden lässt. Wie dies im Einzelnen verwirklicht wird, hängt von Verein-
barungen ab, die in einer Gesellschaft getroffen werden und die hier in ihrer
Gesamtheit als „Gerechtigkeitskonzeption“ bezeichnet werden. Um also zu
verstehen, wie in einem bestimmten sozialen Kontext Ungleichheit erfahren
und beurteilt wird, muss man zunächst eine Vorstellung davon haben, welche
Gerechtigkeitskonzeption von einer Mehrheit der Bevölkerung angenommen
wird und welche Leitmotive ihr zugrunde liegen. Die folgenden Ausführungen
basieren auf dieser Grundannahme.5

Ungleichheit in der Sowjetunion fand ihren sichtbarsten Ausdruck in einem
differenzierten System von Privilegien, Zuteilungen und Auszeichnungen. Die
Verfügungsmöglichkeit über Güter ersetzte das Eigentum an ihnen. Seit Be-

4 Vgl. René Ahlberg, Der Mythos der sozialen Gleichheit im Sozialismus, in: ders., Gesammelte Wer-
ke, hg. von Hartmut Salzwedel, Ingeborg Siggelkow und Brigitte Ahlberg, Frankfurt a.M. 2005,
S. 190-220; David Lane, The End of Social Inequality? Class, Status and Power under State Social-
ism, London 1982.
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ginn der Sowjetmacht entstanden gesellschaftliche Schichten, deren Angehö-
rige privilegierten Zugang zu Lebensmitteln, Wohnraum, Bildung, Service und
Ämtern hatten. Parteizugehörigkeit und Loyalität dem System gegenüber, aber
auch verwandtschaftliche und freundschaftliche Beziehungen bestimmten, ob
jemand bevorzugt an den komplizierten Verteilungsstrukturen teilhaben konn-
te. Wenngleich der Kreis derer, die auf unterschiedlichste Weise und in unter-
schiedlichem Maß Vorzüge genossen, kaum eindeutig zu beziffern oder zu be-
grenzen war, so bildete sich in der Wahrnehmung der unteren sozialen Schichten
eine abgeschottete Parteinomenklatura, der vorgeworfen wurde, sich auf Kos-
ten des Volks zu bereichern. Die Kritik am Privilegiensystem darf als Konstante
gelten, die zu verschiedenen Zeitpunkten der sowjetischen Geschichte unter-
schiedlich laut formuliert werden konnte.6 Erst unter den Voraussetzungen von
Gorbačevs glasnost’ mündete die Kritik in eine öffentliche, emotional geführte
Debatte, an der weitere Kreise der Bevölkerung teilnahmen. Was als Diskussion
über soziale Ungleichheit begann, endete als Grundsatzdebatte über die sowje-
tische Ordnung. Der Streit über Privilegien erlaubt erstens Rückschlüsse auf
das Verständnis von Gleichheit und Gerechtigkeit, wie es sich über Jahrzehnte
herausgebildet hatte, sowie über Kategorien und Argumentationsmuster, mit
denen über Ungleichheiten gesprochen werden konnte. Zweitens liefert er Erklä-
rungen für den dramatischen Legitimitätsverlust der Parteiherrschaft am Ende
der 1980er-Jahre. Drittens ermöglichen die Debatten zum Gerechtigkeitsver-
ständnis Erkenntnisse für den gesellschaftlichen Umbau bis heute.

Westliche Soziologen, die die perestrojka aufmerksam verfolgten, haben den
Streit um die Privilegien frühzeitig analysiert.7 In allgemeinen Darstellungen
der perestrojka8 findet das Privilegiensystem Erwähnung, doch wurde es bis-

5 Vgl. Ebert, Soziale Gerechtigkeit (Anm. 3), S. 38f. Für eine „angewandte historische Gerechtig-
keitsforschung“ ist Eberts Systematisierung besonders hilfreich. Aus der soziologischen For-
schung sind vor allem weiterführend: Stefan Liebig, Interdisziplinäre Gerechtigkeitsforschung. Zur
Verknüpfung empirischer und normativer Perspektiven, Frankfurt a.M. 2002; ders./Meike May,
Dimensionen sozialer Gerechtigkeit, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 59 (2009) H. 47, S. 3-8.
Zum engeren Themenfeld des vorliegenden Aufsatzes vgl. demnächst Corinna Kuhr-Korolev,
Gerechtigkeit und Herrschaft. Von der Sowjetunion zum Neuen Russland, Paderborn 2013 (in
Vorbereitung). Die Forschung konnte geleistet werden im Rahmen des Verbundprojekts „Kultu-
ren der Gerechtigkeit. Normative Diskurse im Transfer zwischen Westeuropa und Russland“,
speziell im Teilprojekt „‚Gerechte Herrschaft‘. Konzept und Wahrnehmung eines Topos im neu-
zeitlichen Russland“ am Lehrstuhl für osteuropäische Geschichte des Historischen Instituts der
Ruhr-Universität Bochum (<http://www.rub.de/gerechtigkeit>). Gefördert wurde das Projekt
in den Jahren 2009–2012 vom Bundesministerium für Bildung und Forschung.

6 Bereits in den 1920er-Jahren existierte in radikalen Kreisen der Jugendorganisation Komsomol
und in der Arbeiterschaft die Vorstellung vom vollgefressenen, korrumpierten Parteifunktionär,
der die Interessen des Proletariats verrate. Im Prozess der Entstalinisierung fand die Kritik an
den Parteibonzen einen populären Ausdruck in Vladimir Dudincevs Roman „Der Mensch lebt
nicht vom Brot allein“, der 1956 erschien. Milovan Djilas’ Buch „Die Neue Klasse“ kursierte im
Samizdat, und auch Michael Voslenskys „Nomenklatura“ dürfte in dissidentischen Kreisen be-
kannt gewesen sein.
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lang nicht Gegenstand einer gezielten historischen Studie. Die folgende Unter-
suchung konzentriert sich auf zentrale Stellungnahmen von Parteiführern, auf
Zeitungsartikel und insbesondere auf archivierte Bürgerzuschriften an den
Obersten Sowjet. Im Vergleich zu veröffentlichten Leserbriefen bieten sie den
Vorteil, dass sie nicht gekürzt oder redigiert wurden. Diese Briefe wurden vom
Russischen Staatsarchiv als repräsentative Auswahl aufbewahrt, obwohl sie
eigentlich keiner langfristigen Archivierungspflicht unterlagen.9 Sie bilden ein
breites Meinungsspektrum der Privilegiendebatte ab. Die Zuschriften kamen
grundsätzlich aus der ganzen Sowjetunion, aus Städten, Industriegebieten und
vom Land. Bei den Berufen war ebenfalls ein breites Spektrum vertreten (Fach-
arbeiter, Lehrerinnen, Parteimitarbeiter, Angestellte etc.). Die Geschlechter wa-
ren relativ gleichmäßig verteilt. Am stärksten vertreten war die Altersgruppe
der 50- bis 70-Jährigen. Es schrieben viele Rentnerinnen und Rentner – jene Ge-
neration, die nach 1945 die Sowjetunion wieder mit aufgebaut und maßgeb-
lich geprägt hatte. Briefe von jungen Bürgern zu diesem Thema gab es dagegen
nicht. Hier setzten sich also die langjährigen Träger des Systems mit seinen An-
sprüchen und ethischen Grundlagen auseinander.

Die Briefe, das sei hier nur angedeutet, sprachen auch viele andere markante
Themen der perestrojka an – wie Korruption und Willkür, Misshandlungen in
der Armee, politische Verfolgung und Zwangspsychiatrisierung, bis zu klassi-
schen Eingabenthemen wie der Zuteilung von Wohnraum.10 Junge Leute schrie-
ben durchaus auch Briefe, doch beschäftigten sie bereits andere Probleme. Zu-
nehmend bildeten sich „nonkonforme“ Gruppen, in denen neue Gesellschafts-
und Politikentwürfe, andere Wertordnungen und Lebensstile diskutiert und
gelebt wurden.11 

7 René Ahlberg, Das sowjetische Privilegiensystem, in: Osteuropa 41 (1991), S. 1135-1157, hier
S. 1136.

8 Vgl. exemplarisch: Mária Huber, Moskau, 11. März 1985: Die Auflösung des sowjetischen Imperi-
ums, München 2002; Gerhard und Nadja Simon, Verfall und Untergang des sowjetischen Imperi-
ums, München 1993; Stephen Kotkin, Armageddon Averted. The Soviet Collapse, 1970–2000, Ox-
ford 2008; John Keep, Last of the Empires. A History of the Soviet Union 1945–1991, Oxford 1995;
Helmut Altrichter, Russland 1989, München 2009.

9 GARF (Gosudarstvennyj Archiv Rossijskoj Federacii, Staatliches Archiv der Russischen Födera-
tion), f. 10007: Kollekcija pisem i telegramm narodnym deputatam SSSR, opis 1 za 1989–
1991gg.

10 Ein weiterer umfassender Bestand, in dem all diese Themen zur Sprache kommen, ist die Samm-
lung von Bürgerzuschriften, die Boris El’cin als Deputierter in den Jahren 1989–1991 erhielt:
GARF, f. A-664, Kollekcija pisem B.N. El’cinu, 1989–1991.

11 Tatjana Eggeling, „Wie leben?“ Jugend in der Perestrojka, Eine Zeit gesellschaftlicher Neuorientie-
rung in Leserbriefen, Hamburg 1999. Vgl. auch Alexei Yurchak, Everything was forever, until it was
no more. The Last Soviet Generation, Princeton 2006. Eindrucksvoll ist die Entstehung gesell-
schaftlicher Bewegungen in einem Dokumenten- und Interviewband geschildert worden: Ol’ga
N. Ansberg/Aleksandr D. Margolis, Obščestvennaja žizn’ Leningrada v gody perestrojki 1985–
1991. Sbornik materialov [Das gesellschaftliche Leben Leningrads während der Perestrojka 1985–
1991. Sammelband], St. Petersburg 2009.
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2. Glasnost‘ und die Debatte um die Privilegien 

Im Vorfeld der XIX. Parteikonferenz im Juli 1988 erschienen diverse Pressear-
tikel, die sich mit den Privilegien der Nomenklatura auseinandersetzten und ihre
Rechtmäßigkeit in Frage stellten.12 Einige der Delegierten sahen sich deshalb
auf der Parteikonferenz genötigt, dazu beschwichtigende Erklärungen abzuge-
ben. Boris El’cin allerdings hielt sich nicht an die allgemeine Linie des Abwie-
gelns. Er befand sich zu diesem Zeitpunkt im politischen Abseits und sah vor-
aus, dass er mit der Thematisierung des Problems Popularität gewinnen konnte.13

Er griff die Partei an und fragte danach, wie deren Gelder verwendet würden.
Gleichzeitig sprach er offen von Bereicherung, Korruption und Betrug an der
Bevölkerung, ja sogar von mafiösen Strukturen. Schließlich appellierte er an das
Gemeinschaftsgefühl, an egalitäre Einstellungen und den Gerechtigkeitssinn:
„Es muss so sein: Wenn bei uns etwas nicht reicht, in der sozialistischen Gesell-
schaft, dann sollen diesen Mangel alle ohne Ausnahme spüren. [Applaus] Und
der unterschiedliche Arbeitsbeitrag in der Gesellschaft soll über unterschied-
liche Gehälter reguliert werden. Schließlich müssen die Zuteilungen [pajki]
für die – na sagen wir mal – ‚hungernde Nomenklatura‘ abgeschafft, das Elitäre
in der Gesellschaft ausgeschlossen werden. Das Wort ‚spec-‘ gehört der Sache
und der Form nach aus unserem Wortschatz gestrichen, denn es gibt bei uns
keine Spezkommunisten.“14

Abschaffung der Sonderzuteilung von Lebensmitteln und überhaupt aller
Vergünstigungen für die „Spezkommunisten“ (von special’nyj) – das war ein
Generalangriff auf die Parteielite. Denn jeder wusste, dass es für eine kleine
Gruppe speziell ausgestattete Krankenhäuser, Kantinen, Ausbildungsstätten usw.
gab. Generalsekretär Gorbačev gab mit beschwichtigenden, leicht herablassen-
den Worten die Verteidigungsstrategie des Establishments vor. Erstens behaup-
tete er, dass die Einrichtungen und Versorgungssysteme der Partei sich nicht von
denen der Betriebe und anderen gesellschaftlichen Organisationen unterschie-

12 Der erste Artikel erschien bereits in der Pravda vom 13.2.1986. Für diesen Hinweis danke ich
Anna Ivanova.

13 Boris El’cin, der spätere erste Präsident der Russischen Föderation, war unter Gorbačev 1985 als
1. Parteisekretär der Stadt Moskau eingesetzt worden und profilierte sich zunehmend als Radi-
kalreformer. Konflikte mit Gorbačev und konservativen Vertretern der KPdSU führten zu seiner
Entlassung im Herbst 1987. Im Februar 1988 verlor er seinen Politbürositz. Zum Zeitpunkt des
Kongresses war er 1. Stellvertretender Vorsitzender der Staatlichen Baubehörde mit Ministerrang.
Dank seiner großen Popularität kehrte er mit den Wahlen zum 1. Kongress der Volksdeputierten
1989 ins politische Leben zurück. Vgl. dazu Boris Jelzin, Aufzeichnungen eines Unbequemen,
München 1990.

14 Vystuplenie tovarišča El’cina, B.N. [Auftritt des Genossen El’cin, B.N.], in: XIX Vsesojuznaja kon-
ferencija kommunističeskoj partii sovetskogo sojuza, 28 ijunja – 1 ijulja 1988 goda. Stenografičeskij
otčet [XIX. Allunionskonferenz der KPdSU, 28. Juni – 1. Juli 1988, Stenografische Aufzeichnungen],
Moskau 1988, S. 55-62.
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den. Daran habe letztlich jeder Bürger irgendwie teil. Zweitens betonte er, die-
ses System sei historisch gewachsen und gesetzeskonform. Möglicherweise gebe
es Missbrauch, den man aufklären müsse, und eventuell seien manche Privile-
gien nicht mehr zeitgemäß – da seien Korrekturen angebracht.15 

Im Laufe des Jahres 1988 sorgte eine Vielzahl von Publikationen für weite-
ren öffentlichen Druck in der Privilegienfrage. Nach Aufforderung durch den
1. Kongress der Volksdeputierten gründete der Oberste Sowjet im Juli 1989
schließlich eine Kommission zur „Untersuchung der Privilegien, die einige
Gruppen von Bürgern genießen“. Vorsitzender wurde Evgenij Primakov, der als
Orientexperte und langjähriger Leiter des Instituts für Weltwirtschaft eher ein
Spezialist für Außen- als für Innenpolitik war.16 Sekretärin der Kommission
wurde die 36-jährige Elektro-Ingenieurin Ella Pamfilova, damals eine noch un-
bekannte Deputierte, später eine profilierte Sozialpolitikerin.17 

Zur Jahreswende 1989/90 erreichte die Debatte ihren Höhepunkt. Auf dem
XXVIII. Parteitag der KPdSU im Juli 1990 wurde eine Kommission zur Unter-
suchung von Privilegien der Parteiorganisationen eingesetzt.18 Sie konnte mit
ihren Beschlüssen den Ereignissen allerdings nicht mehr folgen. Ihr Ende fand
die Debatte um die Privilegien der Nomenklatura im KPdSU-Prozess 1992, als
das Eigentum der Partei zu Staatseigentum erklärt wurde.19

Primakov und Pamfilova bezogen innerhalb der Kommission des Obersten
Sowjets unterschiedliche Positionen. Primakov argumentierte auf der Linie Gor-
bačevs. In der „Pravda“ versprach er im Dezember 1989, man werde den Miss-
brauch der Privilegien ahnden und ihren Umfang an manchen Stellen kürzen.
Letztlich ließ er aber keinen Zweifel daran, dass er ein System von Vorzugsbe-
handlungen in begrenztem Rahmen für gerecht und gesetzlich hielt. Pamfilova
äußerte sich in einem aufsehenerregenden „Izvestija“-Interview unter dem Ti-
tel „Gerechtigkeit oder Gleichmacherei“ (spravedlivost’ ili uravnilovka). Es gehe
darum, „konkrete Empfehlungen zur Beseitigung von Privilegien und unbegrün-
deten Vorzügen [neobosnovannye l’goty]“ auszuarbeiten. Die Privilegien beträfen

15 M.S. Gorbačev, O l’gotach i privilegijach. Otvet B.N. El’cinu [Über Vergünstigungen und Privilegi-
en. Antwort auf B.N. El’cin], in: Rossijskij nezavisimyj institut social’nych problem [Russisches
unabhängiges Institut für soziale Fragen] (Hg.), Gorbačev – El’cin: 1500 dnej političeskogo proti-
vostojanija [Gorbačev – El’cin: 1500 Tage politischer Gegnerschaft], Moskau 1992, S. 84f.

16 Primakov wurde unter Präsident El’cin 1991 Chef des Auslandsgeheimdienstes, 1996–1998 Au-
ßenminister der Russischen Föderation, September 1998 bis Mai 1999 Ministerpräsident, 2001–
2012 Präsident der russischen Industrie- und Handelskammer.

17 Im Jahr 2000 trat sie als Kandidatin für die Präsidentschaftswahl an. Von 2000 bis 2010 war sie
die Vorsitzende des Rats zur Förderung zivilgesellschaftlicher Institute und der Menschenrechte
beim Präsidenten der Russischen Föderation.

18 Vgl. Ahlberg, Privilegiensystem (Anm. 7).
19 Vgl. Elke Fein, Rußlands langsamer Abschied von der Vergangenheit. Der KPdSU-Prozeß vor dem

russischen Verfassungsgericht (1992) als geschichtspolitische Weichenstellung. Ein diskursanalyti-
scher Beitrag zur politischen Soziologie der Transformation, Würzburg 2007.
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nicht nur einen kleinen Ausschnitt des gesellschaftlichen Lebens, sondern sei-
en als Grundbestandteil der bisherigen Ordnung zu verstehen. Arbeitsgruppen
der Kommission würden „praktisch alle Sphären des Lebens“ beleuchten: „me-
dizinische Versorgung, Heilung in Sanatorien und Kurorten, Wohnraum, Han-
del, Kultur, Alltag [byt], Transport, Altersversorgung“.20

Pamfilova unterschied die Begriffe privilegii und l’goty. Diese Ausdrücke ka-
men in allen Texten zur Vorzugsbehandlung vor. Oft jedoch wurde der eine als
Synonym für den anderen verstanden. Das erschwerte es noch zusätzlich, das
verflochtene System von Extrarechten, Vorzugsbehandlungen und Zuschlägen
zu durchblicken. Den Wortbedeutungen nach ist mit beiden Begriffen Privileg,
Vergünstigung, Vor- und Sonderrecht gemeint. L’gota hat einen stärkeren Ak-
zent auf „Vergünstigung“ bzw. „Ermäßigung“ und taucht häufig als Adjektiv
auf wie in ermäßigten Preisen, Bedingungen, Fahrkarten (l’gotnye ceny, l’gotnye
uslovija, l’gotnye bilety). L’goty bezeichnete somit den erleichterten oder ver-
günstigten Zugang zu Leistungen und Gütern – in der Regel für die sozial
Schwachen: Kriegsveteranen, Invalide und Behinderte, Rentner und kinderrei-
che Familien. Sie mussten weniger Wohnnebenkosten zahlen, bekamen Medi-
kamente zu vergünstigten Preisen, erhielten schneller Wohnraum und waren
bei Lebensmittelgeschäften registriert, in denen sie sonst schwer erhältliche
Produkte kaufen konnten. Privilegii dagegen stellten zusätzliche Auszeichnun-
gen oder Aufwandsentschädigungen dar. Dabei handelte sich weniger um den
Bezug von konkreten materiellen Gütern, sondern es ging eher darum, dass
man überhaupt das Zugriffsrecht auf sie besaß.21 Privilegien betrafen besonders
Dienstleistungen wie die bevorzugte medizinische Versorgung, die schnelle
Zuteilung von großzügig bemessenem Wohnraum, die Nutzung eines Sommer-
hauses oder eines Dienstwagens auch für private Zwecke. Von all dem profi-
tierte die zahlenmäßig kleine Oberschicht – in erster Linie die Nomenklatura,
aber auch Wissenschaftler, besonders verdiente Arbeiter und Künstler.

Nicht zufällig nahm Pamfilova diese Unterscheidung zwischen Vorzügen und
Privilegien vor, denn sie verwiesen auf unterschiedliche Probleme sozialer Ge-
rechtigkeit. Bei den l’goty handelte es um die Aufgabe des Staats und der Ge-
sellschaft, den Schwachen gegenüber Solidarität zu erweisen und soziale Si-
cherheit zu schaffen. Über diese Aufgabe gab es keinen Zweifel, wohl aber über
den Umfang und möglichen Missbrauch. Darauf spielte Pamfilova mit dem
Begriff „ungerechtfertigte Vorzüge“ an (neobosnovannye l’goty). Manchmal war
auch von „ungesetzlichen Vorzügen“ die Rede (nezakonnye l’goty). Der Streit um
die Abschaffung der Privilegien betraf dagegen unmittelbar die Legitimität der
bestehenden Ungleichheiten: Welche Unterschiede im Lebensniveau erschienen
mit einer sozialistischen Gesellschaft vereinbar? Welchen Stellenwert nahm geis-

20 Ė. Pamfilova, Spravedlivost’ ili uravnilovka [Gerechtigkeit oder Gleichmacherei], in: Izvestija, 10.12.1989.
21 Vgl. Anna Ivanovas Beitrag zu den Beriozka-Läden in diesem Heft.
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tige im Vergleich zur körperlichen Arbeit ein? Wie musste eine gerechte Lohn-
politik aussehen, die Anreize für wirtschaftliche Initiative bot, ohne eine zu
ausgeprägte Ungleichheit in der Gesellschaft zu erzeugen? Damit setzten sich
Diskussionen fort, die in der Sowjetunion unter dem Stichwort „Gleichmache-
rei“ (uravnilovka) immer wieder eine Rolle gespielt hatten. Sie galt als negati-
ver Inbegriff eines leistungsfeindlichen Egalitarismus.

Pamfilovas Überschrift „Gerechtigkeit oder Gleichmacherei“ verwies schon
auf die Gratwanderung der Kommission, Leistungsanreize mit Blick auf die
lahmende Wirtschaft zu befürworten, ungerechtfertigte Vorzugsbehandlungen
jedoch aufzuheben. Sie selbst sagte dazu: „Ich glaube nicht, dass man die Ge-
rechtigkeit einfach [primitivno] verstehen kann und soll, indem man versucht,
[…] alle in allem gleich zu machen: ‚Nimm alles und dann teile alles.‘ Das ist
unrealistisch und widerspricht den Zielen der ökonomischen Reformen, die
im Land begonnen worden sind. Natürlich muss die Überwindung der Gleich-
macherei mit der sozialen Absicherung aller Schichten der Bevölkerung, be-
sonders der sozial schwachen, vereinbart werden. Über ein bestimmtes soziales
Minimum muss jeder verfügen können. Aber dann – wozu Du befähigt bist,
wie Du arbeitest, das bekommst Du auch. Die grundlegende und einzige Form
der Verteilung soll das Gehalt werden. Für qualifiziertere und verantwortungs-
vollere Arbeit muss es entsprechend wachsen. Dabei aber ohne jegliche heute
existierende ‚Naturalzugaben‘.“22

Pamfilova vertrat einen liberalen, individualistischen Ansatz, mit dem sie
den Einzelnen und sein Streben in den Mittelpunkt stellte und ihm selbst die
Entscheidung überließ, was er leisten und mit seinem Gewinn tun wollte. Sie
sprach an dieser Stelle nicht vom Nutzen für den Staat oder das Gemeinwohl.
„Privilegien“ stellten für sie ein Gerechtigkeitsproblem in doppelter Hinsicht
dar – einerseits deren Existenz schlechthin, andererseits wiederum die Frage
von Missbräuchen und gesetzeswidrigen Praktiken. Pamfilova rechtfertigte die
Vorzüge für hochgestellte Personen im Dienste des Staats und der Gesellschaft.
Niemand könne ernsthaft fordern, dass ein Minister mit der Metro fahre. Es
mangele jedoch an einem verbindlichen rechtlichen Rahmen. Eine Aufgabe der
Kommission sei es deshalb, staatliche Posten und die mit ihnen verbundenen
Vorzugsbehandlungen detailliert zu beschreiben und die Zahl solcher Posten
zu verkleinern. Privilegienmissbrauch müsse juristisch verfolgt werden. Vor-
sichtig äußerte sich Pamfilova abschließend zu dem Problem der Sonderren-
ten, den so genannten Personalrenten, für „verdiente“ Sowjetbürger.23 Aus Zu-
schriften wusste sie offenbar, dass solche Renten in der älteren Generation ein
äußerst umstrittenes Thema waren. Sie plädierte einerseits für die Abschaffung

22 Pamfilova, Spravedlivost’ ili uravnilovka (Anm. 20).
23 In der Sowjetunion erhielten Personen, die in ihrem Arbeitsleben besondere Leistungen für den

Staat und die Gesellschaft erbracht hatten, einen Zuschlag auf ihre Rente. Je nach Rang gab es
eine Unterscheidung in Pensionäre „örtlicher“, „Republiks-“ und „Allunions-Bedeutung“.
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dieser Renten, stimmte aber andererseits zu, dass es ein System geben müsse,
um besonders verdiente Menschen auszeichnen zu können.

Die Aussagen Primakovs und Pamfilovas lösten eine Flut von Briefen an die
Vorsitzenden der Kommission, an Zeitungen sowie an Gorbačev und El’cin aus.
Die Gegner der Privilegien standen grundsätzlich auf dem Standpunkt, dass
Leute von ihnen profitierten, die sie nicht verdient hätten. Die extremste Posi-
tion nahmen häufig einfache Arbeiter ein, die ihre schwere, körperliche Tätig-
keit unterbewertet fanden und nicht einsehen wollten, dass Menschen, die in
Schreibstuben einer Tätigkeit nachgingen, dafür besser bezahlt und zusätzlich
ausgezeichnet würden. In ihren Briefen tauchte die traditionelle Vorstellung
wieder auf, die Reichen und Privilegierten würden auf Kosten des einfachen
Volks gut leben. „Die Sache ist die, dass die Parteiarbeiter niemals materielle
Werte geschaffen, sondern sie nur verbraucht haben. Die Parteiarbeiter leben
von den Parteibeiträgen der Kommunisten, haben sich restlos alles angeeignet
und sich alle Annehmlichkeiten geschaffen.“24

Kritik dieser Art kam nicht nur von parteilosen Arbeitern, sondern auch von
langjährigen Parteimitgliedern, aus deren Sicht die Parteielite die Glaubwür-
digkeit der KPdSU insgesamt in Frage gestellt, zur Spaltung der Gesellschaft in
Reiche und Arme geführt und zum moralischen Niedergang beigetragen habe.
Wie schon El’cin forderten sie, dass die Partei die Last der Veränderungen ge-
meinsam mit dem Volk tragen sollte. Dann würden die Bürger ihr wieder Ach-
tung entgegenbringen; nur dann habe die Politik der perestrojka eine Chance.25

Häufig verwiesen sie – ganz im Ton der perestrojka-Rhetorik – auf die „alten,
leninistischen Zeiten“, in denen die Partei noch glaubwürdig die revolutionäre
Ethik verkörpert habe.

Doch auch die Verteidiger der Privilegien beriefen sich auf die „leninisti-
schen Prinzipien“. Sie sahen sich als aufrechte Kommunisten, die im Dienste der
großen gemeinsamen Sache alle Schwierigkeiten der Aufbau- und Verteidigungs-
arbeit auf ihre Schultern geladen hätten. Dabei spielte nicht die Parteizugehö-
rigkeit die entscheidende Rolle, sondern der Dienst für Staat und Gesellschaft.
Einige Briefschreiber griffen Pamfilova scharf an. Sie habe kein Recht, sich über-
haupt zu der Frage zu äußern, weil sie kaum Dienste gegenüber dem Vaterland
vorweisen könne – im Gegensatz zu den Menschen, über die sie urteile. Man-
che warfen ihr Hartherzigkeit und fehlende Weitsicht vor. Andere äußerten
den Verdacht, dass es Personen wie Pamfilova gar nicht um Gerechtigkeit gehe,
sondern dass Neid und Machtstreben der Nichtsnutze hinter ihren Versuchen
stünden, die Privilegien abzuschaffen.26

24 GARF, f. 10007, op. 1, d. 164, l. 107. Der Verfasser des Briefs war Rentner, stammte von der
Halbinsel Krim und wies sich als Veteran der Arbeit aus. Seine besondere Kritik galt der unge-
rechten Verteilung von Plätzen für Sanatoriumsaufenthalte, hatte also einen speziellen örtlichen
Bezug, da die Krim ein bevorzugtes Erholungsgebiet darstellte.

25 Vgl. z.B. GARF, f. 10007, op. 1, d. 164, ll. 127-132; d. 145, l. 51; d. 151, l. 44.
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3. Konturen sowjetischer Gerechtigkeitsvorstellungen
Ende der 1980er-Jahre

Im Wesentlichen handelte es sich bei der Debatte um ein Problem von Vertei-
lungsgerechtigkeit. Es fällt auf, dass sowohl Gegner als auch Befürworter als
zentrales Argument nicht Bedürfnisse, sondern Leistungen anführten. Gerecht
verteilt bedeutete für die meisten, dass jemand aufgrund seiner Leistung für
Staat und Gesellschaft einen bestimmten Lohn und gewisse Auszeichnungen
verdient habe. Über Dienst und Entlohnung als Grundprinzip der Verteilung
schien weitgehend Einigkeit zu bestehen, während die Bewertungen bestimm-
ter Leistungen unterschiedlich ausfallen konnten. Als Bezugspunkte wurden
der Staat, das Vaterland, die Gesellschaft und gelegentlich der Aufbau des Sozia-
lismus genannt. Der Dienst an der Partei trat bei den Rechtfertigungen in den
Hintergrund. Das mag mit der 1989/90 bereits fortgeschrittenen Diskreditie-
rung der Partei zusammenhängen.

In den Briefen kam deutlich zum Ausdruck, dass unter den Verfassern und
Verfasserinnen Konsens über einen Gesellschaftsvertrag bestand. Sie hatten eine
Ordnung akzeptiert oder sich in ihr eingerichtet, die als ein System des Gebens
und Nehmens zwischen Staat und Bürger funktionieren sollte. Diese Tausch-
beziehung war exklusiv und umfassend angelegt, denn dem Entwurf nach
konnte es für den arbeitenden und produzierenden Menschen keinen anderen
Tauschpartner als den Staat geben. So argumentierten auch die Briefschreiber:
Sie hätten ihre Arbeitskraft und Gesundheit, all ihr Wissen und ihre Zeit für
den Dienst am Staat verausgabt und könnten nun im Gegenzug umfangreiche
Fürsorge und die Sicherung aller Lebensbedürfnisse erwarten.

Neben dem Prinzip von Leistung und Gegenleistung spielte eine Vorstel-
lung von ausgleichender Gerechtigkeit eine Rolle. Häufig fiel in Zusammen-
hang mit den Privilegien der Begriff „Kompensation“. Der Staat war demnach
verpflichtet, Schäden auszugleichen, die jemand durch seinen Einsatz für das
Gemeinwohl erlitten hatte. Auf dieser Grundlage argumentierten vor allem die
Veteranen des „Großen Vaterländischen Kriegs“, die befürchteten, ihre weitrei-
chende Vorzugsbehandlung zu verlieren.

Brisanz hatte auch die Frage von Leistungsanreizen und die damit verbun-
dene Kampfansage an die uravnilovka. Wer mehr arbeite, mehr riskiere und
mehr Verantwortung übernehme, solle auch mehr verdienen. Seitdem es das
Gesetz zu den Kooperativen gab, schloss dies private unternehmerische Tätig-
keit und die Möglichkeit privater Kapitalbildung ein.27 Den Gegnern eines sol-
chen „liberalistisch-kapitalistischen“ Ansatzes warf man Egalitarismus vor, ei-
nen stumpfsinnigen traditionell russischen Hang zur Nivellierung aller sozia-

26 GARF, f. 10007, op. 1, d. 164, ll. 82-83. Sehr deutlich äußerte sich in dieser Weise ein „Personal-
rentner“ und ehemaliger Schlosser aus der Provinzstadt Rjazan’.



„Gerechtigkeit oder Gleichmacherei?“ 275

len Unterschiede, eine Gleichmacherei aller auf dem Niveau der am wenigsten
Motivierten und Leistungsbereiten. Trotz der Leugnung von Klassenunterschie-
den in der sowjetischen Ideologie deuteten diese Positionen auf einen dauer-
haft bestehenden Konflikt hin. Wenn die „Oberschichten“ den „Unterschichten“
vorwarfen, selbst nichts leisten zu wollen und gleichzeitig den anderen jeden
materiellen Erfolg zu neiden, so lautete umgekehrt der Vorwurf auf unrecht-
mäßige, unverdiente Aneignung von Vorteilen.

Pamfilova geriet mit ihrem Ansatz gewissermaßen zwischen die Fronten, in-
dem sie sich einerseits für leistungsbezogene Entlohnung aussprach und ande-
rerseits die Pfründe der Elite angriff. Ein Deputierter aus Riga warf ihr uravni-
lovka vor: Es sei falsch, die Kompensation für schwere Arbeit mit Privilegien zu
verwechseln. Überhaupt sei es leicht, das Thema populistisch zu nutzen, denn
„die Welt ist so, dass immer diejenigen laut schreien, die weniger als andere
haben. Da ich es nicht habe, sollen es die anderen auch nicht haben.“28

Primakov wurde ebenfalls scharf angegriffen. In seinem Abschlussbericht auf
dem II. Kongress der Volksdeputierten hatte er argumentiert, dass besonderer
Einsatz besonders belohnt werden müsse.29 Seine Kritiker wollten sich nicht dem
Vorwurf der Gleichmacherei aussetzen und hielten dagegen, dass sie durchaus
eine leistungsabhängige Entlohnung unterstützten, jedoch nicht die Fortfüh-
rung eines ungerechten Privilegiensystems. Für sie hatte das eine nichts mit dem
anderen zu tun. Primakov verstecke sich hinter dem Schlagwort uravnilovka,
um damit die Existenz der Parteikaste zu legitimieren.30 In verschiedenen Zu-
schriften wurde deutlich, dass sich die Bürger doppelt empörten. Zum einen
wurde der Tatbestand an sich als ungerecht betrachtet – nämlich die Vorzugs-
behandlung einer kleinen Gruppe –, zum anderen galten die dazu angeführten
Erklärungen ebenfalls als ungerecht. Den Privilegierten wurde erstens unter-
stellt, sie hätten sich auf betrügerische, unehrliche Weise einen Vorteil ver-
schafft, also die ungeschriebenen Regeln der sozialen Ordnung verletzt. Zwei-
tens galt die Begründung des Vorrangs der Parteielite als ungerecht, weil sie
von falschen Annahmen ausgehe (die Parteielite habe mehr gearbeitet als die
übrigen Bürger) und die Verantwortung für die Situation anderen in die Schu-
he schiebe (der Hang des Volks zu uravnilovka führe zu wenig Leistung). Das

27 Das Genossenschaftsgesetz und das Gesetz über die individuelle Wirtschaftstätigkeit wurden 1988
verabschiedet. Für einen Überblick zu den Wirtschaftsreformen der 1980er-Jahre vgl. Hans-
Hermann Höhmann, UdSSR-Wirtschaft. Zwischen Krise und Neuorientierung, Köln 1991; Klaus
Segbers, Der sowjetische Systemwandel, Frankfurt a.M. 1989, S. 206-266; zur Bildung von Kapital
im Rahmen der so genannten Komsomolwirtschaft vgl. Ol’ga Kryštanovskaja, Anatomija rossijs-
koj ėlity [Anatomie der russischen Elite], Moskau 2005, S. 296-318.

28 GARF, f. 10007, op. 1, d. 164, l. 5.
29 E.M. Primakov, Soobščenie Komissii po rassmotreniju privilegij, kotorymi pol’zujutsja otdel’nye

kategorii graždan [Verlautbarung der Kommission zur Begutachtung von Privilegien, die einzel-
ne Gruppen von Bürgern genießen], in: Pravda, 25.12.1989, S. 2.

30 Vgl. z.B. GARF, f. 10007, op. 1, d. 167, ll. 5-8.
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starke Gefühl der Ungerechtigkeit beruhte damit letztlich auf dem Eindruck,
sich gegen Betrug, Unwahrheit und Verletzung der Spielregeln wehren zu müs-
sen.

Eine Parteiangehörige aus Kalinin schrieb in diesem Sinne, dass sie den Aus-
spruch eines Deputierten als Beleidigung empfunden habe, der gesagt hatte:
„Wir leben so, wie wir arbeiten.“ Dazu schrieb sie: „Wer sind diese ‚wir‘? Die
einfachen Arbeiter (die Mehrheit) arbeiteten jederzeit ehrlich und gewissen-
haft. Aber die Resultate der Arbeit des Volks werden von den Führern immer
schlechter und schlechter verteilt.“31 Den Vorwurf der uravnilovka wollte sie
ebenfalls nicht auf sich und den anderen gewöhnlichen Bürgern sitzen lassen:
„Das einfache Volk sieht deutlich, dass die Verschlechterung des Lebens nur uns
betrifft, aber die Partei-, Sowjet- und Staatsführer leben so gut wie eh und je.
Und das nennen Sie uravnilovka? Man darf die Gleichheit nicht mit der Gleich-
macherei gleichsetzen!“32 Ein anderer erregter Bürger, der sich als einfacher Ar-
beiter und Kriegsinvalide aus dem Altaigebiet vorstellte, brachte es wie folgt
auf den Punkt: „Die Apparatschiki bringen oft ihr Lieblingsargument: ‚Wir sind
gegen die Gleichmacherei!‘ Dabei vergessen sie, dass es außer uravnilovka noch
den Begriff ravnopravie gibt [Gleichberechtigung, Rechtsgleichheit]. Das ist nicht
dasselbe. Indem sie die Gleichmacherei ablehnen, versuchen sie die von ihnen
eingenommenen Privilegien festzusetzen und zu rechtfertigen.“33

Viele Briefautoren verknüpften Gerechtigkeit mit Wahrheit und Ehrlichkeit
und umgekehrt Ungerechtigkeit mit Lüge und Betrug. Es zählten also nicht nur
die messbaren Ergebnisse, sondern ebenso die Prinzipien, nach denen verteilt
wurde. In diesem Sinne kann auch der stereotype Hinweis auf die „ehrliche Ar-
beit“ (čestnyj trud) verstanden werden, von dem viele Briefeschreiber ihren
Anspruch auf Lohn, soziale Leistungen und mehr ableiteten. Die materielle
Entlohnung dafür stand zugleich für eine symbolische Anerkennung. Gerech-
tigkeit hatte also eine moralische Dimension und lud die Privilegiendebatte emo-
tional auf: „Mir hat man eine lebenslange Personenrente in Höhe von 132 Ru-
beln gewährt. Es geht nicht ums Geld. Zunächst einmal ist das eine Frage des
Prestiges. Irgendwie ist meine Rolle im Land bemerkt worden. Ich kann auf-
richtig den Menschen in die Augen schauen. Mein Leben war nicht umsonst.
In der Partei bin ich seit 62 Jahren. Und mir will man diese armseligen Privile-
gien wegnehmen. Niemand hat ein Recht, das zu tun.“34

31 Ebd.
32 Ebd. Vgl. auch GARF, f. 10007, op. 1, d. 149, ll. 10-12ob.
33 GARF, f. 10007, op. 1, d. 149, l. 16.
34 Ebd., l. 14; vgl. auch d. 151, ll. 17-18; d. 149, ll. 1-2, l. 4. Die „Personalrenten“ bewegten sich

Ende der 1980er-Jahre zwischen 99 und 130 Rubel pro Monat und lagen damit über dem durch-
schnittlich verfügbaren Einkommen von 80 bis 120 Rubel pro Familienmitglied sowie über der
Durchschnittsrente von 60 bis 70 Rubel. Vgl. GARF, f. 10007, op. 1, d. 149, ll. 7-9, sowie
<http://sophist.hse.ru/dbp/S=2383/Q=305/>.
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Die Chance, auf Güter zugreifen zu können, bedeutete gesellschaftliches
Prestige und in einem traditionellen russischen Sinne auch Ehre. Deshalb ent-
flammte manchmal um wenige Rubel, die der eine bekam und der andere
nicht, ein erbitterter Streit. Dies war umso mehr der Fall, als sich trotz aller
Privilegien eine weitgehende Angleichung der Gehälter und Renten durchge-
setzt hatte und kleine Differenzierungen daher größere Bedeutung erhielten.35

Umgekehrt brachte der Entzug von Privilegien für den Betroffenen vor allem
Ehrverlust und eine verminderte Wertschätzung. Der Unmut der Bevölkerung
richtete sich also nicht gegen die Hierarchisierung der Gesellschaft als solche,
sondern gegen „Privilegierte“, denen weder eine entsprechende Leistung noch
eine besondere moralische Integrität zugesprochen wurde. Die Kritik spitzte
sich zu, wenn den Privilegierten vorgeworfen wurde, sich auf ungesetzliche, un-
rechtmäßige Weise in diese Position gebracht zu haben.

Der Vorwurf der Gesetzlosigkeit bezog sich zunächst auf prominente Partei-
mitglieder, die öffentlich wegen Korruption und Amtsmissbrauch angeklagt
und verurteilt worden waren.36 Von Vergehen dieser Leute schlossen Kritiker
meist auf die Gesetzlosigkeit der gesamten Parteispitze und gingen von fortge-
setzten Rechtsbrüchen auch auf niedrigeren Ebenen der Partei aus.37 An meh-
reren Stellen erwähnten Bürger, dass es ungesetzlich sei, die Vorzugsbehand-
lung der Parteielite nicht aus Parteigeldern, sondern aus dem Staatsbudget zu
finanzieren.38 Neben dieser eher milden Kritik gipfelte der Vorwurf der Gesetz-
losigkeit jedoch auch in einer Generalabrechnung mit der Parteiherrschaft: „Sie
[direkte Anrede Pamfilovas] haben den Schleier über dem gelüftet, was jahr-
zehntelang vor dem Volk versteckt war. Die Diebe sind entblößt. Anders kann
man sie nicht nennen. Das sind nicht nur Diebe, sondern das ist eine richtige
korrumpierte Bande, aus der Pyramide der Macht, die alles an sich gerissen hat,
was allen gehört.“39

Während an dieser Stelle die Gesetzesverstöße noch personalisiert wurden
(Diebe) und das Vergehen genannt wurde (Raub, Korruption), so zogen die
Briefeschreiber an anderen Stellen den weitergehenden Schluss, dass die Macht-

35 Die Geschichte und Relevanz des Ehrbegriffs für die russische Gesellschaft im 20. Jahrhundert
stellt ein Forschungsdesiderat dar. Besonders die verbreitete Praxis der Auszeichnung mit Eh-
rentiteln und Orden müsste unter diesem Aspekt betrachtet werden. Einige Ansätze finden sich
bei Dagmar Burkhart, Konzeptualisierungen des Ehrbegriffs in der russischen Kultur, in: Volker
Bockholt/Matthias Freise/Walter Kroll (Hg.), Finis coronat opus. Festschrift für Walter Kroll
zum 65. Geburtstag, Göttingen 2006, S. 21-34. Vgl. allgemein etwa Dagmar Burkhart, Ehre. Das
symbolische Kapital, München 2002; Kwame Anthony Appiah, Eine Frage der Ehre oder Wie es zu
moralischen Revolutionen kommt, München 2011.

36 Besonders betraf dies die Angeklagten in der so genannten uzbekskoe delo, ein Korruptionsskan-
dal, dessen Ausläufer von der Parteiführung in Usbekistan bis ins Moskauer ZK reichten.

37 Vgl. GARF, f. 10007, op. 1, d. 145, ll. 59-61; d. 167, ll. 3-4; d. 151, ll. 9-10.
38 Vgl. GARF, f. 10007, op. 1, d. 149, ll. 7-9; d. 164, l. 13.
39 GARF, f. 10007, op. 1, d. 149, l. 16.
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haber sich als über dem Gesetz stehend betrachteten: „Sie brechen Gesetze,
lügen in Berichten, legen gegenüber niemandem Rechenschaft ab. […] Und wie
sie unsere Sowjetmacht diskreditieren und unsere Perestroika? Und keiner kann
sie stoppen, sie sind die Macht.“40 Dies schrieb ein Mann, der sich als einfacher
Arbeiter aus einem ukrainischen Dorf vorstellte. Eine Pensionärin, nach eige-
nen Angaben Parteimitglied seit 1941 und Tochter eines alten Kommunisten,
stellte fest: „Die Führer haben für sich die GESETZLOSIGKEIT zum Gesetz
gemacht.“41

Häufig reichte die Einstellung zur staatlichen Führung über die zeitgebun-
dene Kritik an der Partei und ihrer Machtausübung hinaus und schloss an tra-
ditionelle russische Erfahrungen des Verhältnisses zwischen Volk, Herrschen-
den und Gesetz an. Allerdings mag es erstaunen, dass nur sehr wenige Briefe die
kommunistische Ordnung als Ganzes in Frage stellten. In einem einzigen Brief
an Ella Pamfilova vollzog der Verfasser den Schritt zur Systemkritik: „Aber das,
worüber Sie reden, ist meiner Meinung nach nicht die Quintessenz des Pro-
blems. Ich glaube, dass die Privilegien, über die Sie sprachen, die Folgen eines
grundsätzlichen Privilegs derjenigen sind, die die Macht usurpiert haben, und
zwar zu kommandieren, unkontrolliert Willkür auszuüben und für nichts ver-
antwortlich zu sein. Im Vergleich dazu ist alles andere im Grunde zweitrangig
und entsteht daraus. Wenn man nicht die Ursachen entwurzelt, […] so werden
die Bemühungen Ihrer Kommission wenig bewirken.“42

Der Briefschreiber blieb anonym und begründete dies damit, dass er schon
mehrfach Probleme wegen seiner kritischen Haltung gehabt habe. Die peres-
trojka könne ihre Anhänger nicht verteidigen. Die anderen, mit Namen zeich-
nenden Briefeschreiber vermieden Radikalkritik. Offenbar galten für sie selbst
1989 noch die eingeübten Kommunikationsregeln. Durch Zeitungsartikel und
Stellungnahmen „von oben“ war das Diskursfeld vorgegeben, und nur wenige
wagten es, die abgesteckten Grenzen zu verletzen. Zu diesen Grenzen gehörte
es, dass über Fragen der sozialen Gerechtigkeit gesprochen werden durfte, wäh-
rend das Thema der politischen Gerechtigkeit noch tabuisiert blieb. Gleichzei-
tig geht aus der Vielzahl zitierter Textstellen hervor, dass Befürworter wie
Gegner der Privilegien offenbar tatsächlich auf einer gemeinsamen Basis von
Vorstellungen über moralische Legitimität und soziale Gerechtigkeit argu-
mentierten, die die gesellschaftlich-politische Ordnung nicht in Frage stellte –
wenngleich mit gegensätzlichen Urteilen über die konkrete Praxis. Die häufi-
gen Aufforderungen, zu „leninistischen Prinzipien“ zurückzukehren, drückten
dies aus: Es gebe den richtigen Weg; nur hätten die Parteigenossen, die voraus-
liefen, ihn aufgrund mangelnder charakterlicher Qualitäten irgendwann ver-

40 GARF, f. 10007, op. 1, d. 167, l. 16.
41 GARF, f. 10007, op. 1, d. 143, l. 4.
42 GARF, f. 10007, op. 1, d. 149, l. 30.
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lassen. Der „neue Mensch“ existiere auch nach 70 Jahren Sowjetmacht nicht.
Diese Erkenntnis bewirkte jedoch kein Abrücken vom positiven Menschenbild.
Umso heftiger musste die Kritik den Regierenden gegenüber ausfallen, die mit
ihrem verantwortungslosen, unmoralischen Verhalten das sozialistische Pro-
jekt gefährdeten. „Man muss sie dafür bestrafen, dass sie die kommunistische
Partei kompromittiert und die Sowjetmacht beleidigt haben“,43 forderte in die-
sem Sinne ein Arbeiter.

4. Fazit

Die Frage nach der Abschaffung von Privilegien wurde weitgehend im Rah-
men bestehender Konventionen diskutiert. Weder rüttelten die Briefeschreiber
an den Wurzeln des sowjetischen Verständnisses von sozialer Gerechtigkeit,
noch stellten sie es – mit wenigen Ausnahmen – in unmittelbare Beziehung zur
politischen Gerechtigkeit. Nicht die Ungleichheit, die das Privilegiensystem
verursachte, stand im Mittelpunkt, sondern die Handhabung, die Abweichun-
gen und der Missbrauch der Übereinkünfte von gerechter Verteilung. Diese Kri-
tik war stark moralisch und emotional aufgeladen. Als einzige soziale Institu-
tion tauchte in der Debatte die Partei auf: Sie habe ihren Anspruch verspielt,
eine gerechtigkeitsschaffende und gerechtigkeitssichernde Institution zu sein.

Dieser Befund deckt sich weitgehend mit den Schlüssen, die Jurij Levada und
seine Mitarbeiter aus ihren Befragungen zum „Sowjetmenschen“ der Jahre 1989
bis 1991 zogen.44 Der innere Widerspruch des „hierarchischen Egalitarismus“ ent-
sprang dem eingangs konstatierten Spannungsverhältnis zwischen Gleichheits-
und Leistungsprinzip. Treffend heißt es bei Levada, dass wir es „mit einem
vollkommen praktischen Egalitarismus zu tun haben, der nur die Ungleichheit
ablehnt, die nicht der angenommenen Hierarchie entspricht“.45 Ebenso richtig
war die folgende Beobachtung von Levadas Forschergruppe: „Unzulässig sind
in diesem Fall erstens die Früchte jeder originellen, schöpferischen Arbeit und
Begabung, zweitens die Einkünfte aus Eigentum und wirtschaftlichen Dienst-
leistungen und drittens ‚zu hohe Privilegien‘ für Menschen mit einem ‚ungenü-
gend‘ hohen Status.“46 Fraglich ist jedoch, ob die von Levada angenommene
Dichotomie zwischen Gesellschaft und Staat, zwischen Volk und einer völlig
herausgelösten Parteielite in diesem Maße bestand. Die Debatte um die Privi-
legien zeigte eher, dass die Regeln der Verteilung, nämlich die Prinzipien der
sozialen Gerechtigkeit, für alle gleichermaßen gelten sollten und Verstöße zu
allen Zeiten scharf verurteilt wurden. Die sowjetische Ordnung erhielt ihre Le-

43 GARF, f. 10007, op. 1, d. 164, l. 107.
44 Vgl. dazu Klaus Gestwas Beitrag in diesem Heft.
45 Jurij Levada, Die Sowjetmenschen 1989–1991. Soziogramm eines Zerfalls, Berlin 1992, S. 21.
46 Ebd., S. 22.
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bensfähigkeit nicht zuletzt durch das Versprechen, jeder könne am Aufbauwerk
teilnehmen und individuelle Leistung werde mit sozialem Aufstieg belohnt. Das
traf in beschränkten Maßen auch zu. Der von Levada zu Recht konstatierte
Paternalismus muss nicht nur als Ausdruck eines übermächtigen oder sogar
totalitären Staats gedeutet werden, sondern die erwartete Fürsorgefunktion des
Staats kann auch als wechselseitige Tauschbeziehung gelten. Kritisch zu fragen
wäre dann, ob die Vertragspartner freiwillig an diesem Tausch teilnahmen und
ob die Prinzipien der Tauschgerechtigkeit befolgt wurden.

Levada nahm an, dass unter anderem die Antinomie zwischen Hierarchie
und Egalitarismus zum Zerfall der Ordnung führe. Wenn er dafür das Versagen
der Parteielite als Grund sah, die in der Beurteilung der Bürger von der „wohl-
täterischen Oberschicht“ zu „geheimnisvollen Übeltätern“ mutiert sei, dann ar-
gumentierte er damit auf derselben Ebene wie die von ihm Befragten, die in der
moralischen Unzulänglichkeit der Parteielite das Kernproblem erkannten.47

Doch nicht im Widerspruch zwischen Egalitarismus und Hierarchie lag die ei-
gentliche Sprengkraft. In jeder gesellschaftlichen Ordnung besteht der Wunsch
nach Gleichheit auf der einen und nach Unterschiedlichkeit auf der anderen
Seite. Dies auszutarieren gehört zur steten, notwendigen Suche nach Gerech-
tigkeit im menschlichen Zusammenleben.48

Das Hauptproblem des „hierarchischen Egalitarismus“ lag vielmehr darin,
dass es ein auf die soziale Gerechtigkeit reduziertes Konzept war. Alles drehte
sich um die Verteilung der Güter. Suggeriert wurde, dass jeder gleiche Chancen
auf Zugang zu diesen Gütern habe. Aufgrund der deklarierten Volksherrschaft
blieb ausgeblendet, dass dieser Zugang jedoch unmittelbar mit dem Zugang zu
Macht verbunden und damit eine Frage der politischen Gerechtigkeit war. Es
gab weder eine gleichberechtigte Ausgangssituation bei der Verteilung der
Güter noch – und das wog schwerer – wirksame Mechanismen, um den Miss-
brauch von Machtpositionen zu sanktionieren. Das Kontrollsystem der Be-
schwerdebriefe funktionierte nur punktuell und wies strukturelle Mängel auf.
Eine Beschwerde über den Amtsmissbrauch örtlicher Parteivertreter musste
über Instanzen vor Ort an übergeordnete Gremien gerichtet werden, die dann
wiederum den Fall zur Überprüfung nach unten weitergaben. Dies führte oft
zur Verschleierung oder Verschleppung der Angelegenheit; mitunter fand sich
der Kläger selbst in der Rolle des Angeklagten wieder.49

Die Reduktion der Kritik auf die moralische Unzulänglichkeit der Kader und
der Mangel an institutionalisierten Kontrollverfahren wurden kaum in Frage
gestellt. Stattdessen wurden immer wieder einzelne Personen in der Rolle des
Retters gesehen. Insgesamt ging aus den Stellungnahmen – wohlgemerkt einer

47 Ebd., S. 23.
48 Den Ansatz, Gerechtigkeit als ständigen Prozess gesellschaftlichen Aushandelns zu betrachten,

verfolgt besonders Amartya Sen, Die Idee der Gerechtigkeit, München 2009. 
49 Diesen Teufelskreis beschrieben viele Betroffene in Briefen besonders an El’cin. Vgl. Anm. 10.
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alles andere als repräsentativen Gruppe von Briefeschreibern – nicht der Wunsch
nach einem grundsätzlich neuen Modell gerechter Ordnung hervor, sondern
viel deutlicher ein „Zurück“ zu den Wurzeln des wahren, gerechten Sozialismus.

Zeitgleich mit der Debatte um die Privilegien vollzog sich jedoch eine Viel-
zahl von wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Umbrüchen. Die
ideologischen Grundlagen des sowjetischen Gesellschaftsentwurfs zerfielen, und
die Eigentumsordnung änderte sich radikal. Auch die Machtfrage, das Kern-
problem der politischen Gerechtigkeit, stand im Raum. Sie wurde in Auseinan-
dersetzungen über die eigene Vergangenheit gestellt, in Diskussionen über die
Notwendigkeit eines „Dekrets über die Macht“, über die Einführung des Präsi-
dentenamts und die Streichung des in der Verfassung festgelegten Herrschafts-
monopols der KPdSU. Im Ergebnis sprach sich die Mehrheit der Bevölkerung
für ein Mehrparteiensystem aus; sie befürwortete eine Präsidialdemokratie und
befreite sich von der Beschränkung persönlicher Freiheitsrechte.50

Insgesamt kann der Wunsch nach einem Modell „Sozialismus Plus“ konsta-
tiert werden, also nach einer Verbindung von sozialer und politischer Gerech-
tigkeit. In der Folge erwies es sich aber als problematisch, dass diese beiden Be-
reiche weiterhin nicht als zusammenhängend betrachtet wurden. Vielmehr gab
es bei den so genannten demokratischen Kräften die Tendenz, der politischen
Gerechtigkeit Priorität zuzumessen. Sie waren der Überzeugung, dass sich durch
die Beachtung bürgerlicher Freiheitsrechte, durch Gewaltenteilung, Rechtsstaat-
lichkeit und das Wirken eines freien Markts keine Gleichheit, aber Gerechtig-
keit einstellen würde. Diese Rechnung ging nicht auf, wie die Ergebnisse der
unter El’cin eingeschlagenen Reformen zeigten. Bei der Masse der Bevölkerung
bestanden die überlieferten Vorstellungen von Gerechtigkeit fort. Die Orien-
tierung auf Verteilungsgerechtigkeit und die Erwartungen an die Versorgung
durch einen fürsorglichen Staat nahmen nicht ab, sondern verstärkten sich durch
die soziale Krise noch.51 Die Schuld am Verlust von Sicherheiten und der rapi-
de wachsenden Ungleichheit in der Gesellschaft bekamen nun nicht mehr die
Parteigremien zugeschoben, sondern andere Personenkreise. An der Argumen-
tation als solcher änderte sich jedoch wenig.

In seinen ersten beiden Amtszeiten konnte Putin die Kritik an der herr-
schenden Schicht und der entstandenen extremen Kluft zwischen Arm und
Reich durch sozialpolitische Zugeständnisse dämpfen. Seit etwa 2010 gelang dies
immer weniger. Wenn die Regierungspartei Edinaja Rossija mittlerweile als „Par-
tei der Diebe“ bezeichnet wird, erinnert dies an die Debatte um die Privilegien

50 Vgl. die in Anm. 8 genannte Überblicksliteratur.
51 Die Kontinuität von Gerechtigkeitsvorstellungen verdeutlichen zwei umfassende Umfragen des

von Levada geleiteten Meinungsforschungsinstituts VCIOM (Vsesojuznyj centr‘ izučenija
obščestvennogo mnenija, Allunionszentrum zur Erforschung der Öffentlichen Meinung) von 1991
und 1996 mit dem Thema „soziale Gerechtigkeit“. Vgl. die Ergebnisse unter <http://sophist.hse.ru/
db/oprview.shtml?T=Q&S=1872> und <http://sophist.hse.ru/db/oprview.shtml?ID_S=1873&T=m>.
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vor rund 25 Jahren. Das deutet darauf hin, dass es in der Zwischenzeit nicht
gelungen ist, eine Gerechtigkeitskonzeption zu entwickeln, die Fragen der
politischen und sozialen Gerechtigkeit verbinden und damit integrativ auf die
russische Gesellschaft wirken könnte.
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